
 

 

Sächsischer Landtag 
8. Wahlperiode 

Antrag 

der Fraktion BSW 

Bürokratieabbau bei Fremd-, Nach- und Doppelnutzung von 
Kindertageseinrichtungen 

Der Landtag möge beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, 
1. bestehende gesetzliche und verwaltungsseitige Hürden bei der Fremd- und 

Doppelnutzung von Kindertageseinrichtungen (Kitas) systematisch zu identifizieren; 
2. ein vereinfachtes und nutzerfreundliches Betriebserlaubnisverfahren für Kita-

Gebäude zu entwickeln, um andere Nutzungen jenseits des Kita-Betriebs (z. B. 
Nachbarschaftstreffs, Elterncafés, Beratung, Sprachförderung oder Kulturangebote) 
rechtssicher zu ermöglichen; 

3. zu prüfen, inwieweit nach dem Vorbild anderer Bundesländer wie beispielsweise 
Sachsen-Anhalt im Rahmen des § 45 SGB VIII die Erteilung von 
Betriebserlaubnissen für Kindertageseinrichtungen in Sachsen künftig stärker auf 
kommunale Jugendämter übertragen werden kann, um Verfahren praxisnäher, 
schneller und bürgerfreundlicher zu gestalten sowie lokalen Bedarfen im Kontext 
von Fremd- und Doppelnutzung besser gerecht werden zu können; 

4. für die Gewährung von Zuwendungen an Träger der freien und kommunalen Kita-
Träger die Fristbindungen zu flexibilisieren, sodass vorhandene Räume und 
Ressourcen bedarfsgerecht und ohne langjährige Bindung an starre 
Nutzungszwecke eingesetzt werden können;  

5. Förder- und Genehmigungsverfahren (insbesondere Betriebserlaubnis und Bau- 
bzw. Nutzungsänderungsverfahren) zu digitalisieren und zu standardisierten, um 
Doppelprüfungen und langwierige Formularprozesse zu reduzieren; 

6. den Landtag bis spätestens zum 30.10.2026 über die umgesetzten Maßnahmen zu 
informieren. 
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Begründung: 
 
Sinkende Kinderzahlen stellen viele Kommunen und Kita-Träger in Sachsen vor neue 
Herausforderungen. Vorhandene Räume bleiben aufgrund des demografischen Wandels 
meist ungenutzt, im ungünstigsten Fall sind Kitas sogar von Schließungen bedroht. Hier 
würde eine Öffnung von Kita-Räumlichkeiten in den Sozialraum Abhilfe schaffen. Eine 
Fremd- oder Doppelnutzung von Kita-Gebäuden – etwa für Bildungs-, Beratungs- Kultur- 
oder anderweitige Angebote – scheitert allerdings häufig an aufwendigen 
Betriebserlaubnisverfahren sowie unklaren Zuständigkeiten. Für jede Nutzungsänderung 
müssen oft neue Genehmigungen durch mehrere Behörden eingeholt werden. Kommunen 
und Träger sehen sich teilweise rechtlicher Unsicherheit ausgesetzt, welche Nutzungen 
tatsächlich zulässig sind. Betriebserlaubnisverfahren sind grundsätzlich sehr komplex. 
Häufig müssen mehrfache Nachweise zu Brandschutz, Hygiene, Raumgruppen, 
Personalqualifikation etc. erbracht werden. Lange Bearbeitungszeiten ohne digitale 
Unterstützung erschweren zusätzlich den Prozess. Zudem binden Zuwendungsfristen 
Träger oftmals an starre Investitions- und Betriebspläne, auch wenn sich Bedarfslagen 
verändert haben. Änderungen in der Nutzung oder im Bedarf führen ggf. sogar zu 
Rückforderungszahlungen. Diese Bürokratie bindet Ressourcen, verursacht unnötige 
Kosten und verhindert flexible Lösungen vor Ort. 
 
Es braucht daher einen pragmatischen, rechtssicheren und unbürokratischen Umgang mit 
Kita-Infrastruktur im Interesse von Kommunen, Trägern und dem örtlichen Sozialraum. Ziel 
ist, dass vorhandene Gebäude bzw. Räumlichkeiten von Kindertagesstätten effizienter 
genutzt, Planungssicherheit für Träger erhöht und kommunale Handlungsspielräume 
erweitert werden. Hierfür müssen neue Wege beschritten werden. 
 
Nach § 45 Abs. 1 SGB VIII benötigen Träger einer Kindertageseinrichtung eine 
Betriebserlaubnis, bevor sie eine Einrichtung betreiben dürfen. In Sachsen wird diese 
Erlaubnis beim Landesjugendamt beantragt und durch diese Instanz beschieden. Zu 
prüfen wäre, inwiefern Aufgaben der Erlaubniserteilung bzw. das Prüfungsverfahren 
stärker bei kommunalen Jugendämtern gebündelt werden könnten, um lokale Bedarfe und 
Möglichkeiten zur Doppel-/Fremdnutzung besser zu berücksichtigen. Dieses Prinzip einer 
stärkeren kommunalen Zuständigkeit findet sich in der Fachpraxis etwa im Bundesland 
Sachsen-Anhalt. Dort wurde im November 2009 infolge des zweiten 
Funktionalreformgesetzes den dortigen Trägern der Jugendhilfe zum 01. Januar 2010 die 
Zuständigkeit für die Erteilung von Betriebserlaubnissen gemäß § 45 SGB VIII übertragen. 
Eine Übertragung der Betriebserlaubnisverfahren auf die kommunale Ebene würde auch 
in Sachsen ein schnelleres, flexibleres und passgenaues Handeln vor Ort ermöglichen.  
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